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Verordnung über das Anbringen von Wahlwerbung
in der Öffentlichkeit

Die Stadt Bobingen erlässt aufgrund von Art. 28 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und
das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf-
und Verordnungsgesetz - LStVG) in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-1) veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024
(GVBI. S. 570) geändert worden ist, folgende Verordnung:

§1
Beschränkung von Anschlägen auf bestimmten Flächen

(l) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes dürfen in der Öffentlichkeit vor Wahlen,
Volks- und Bürgerbegehren, Volks- und Bürgerentscheiden politische Parteien, Wähler-
gruppen, Kandidatinnen und Kandidaten sowie Antragsteller von Volks-und Bürgerbegeh-
ren bis zu sechs Wochen vor der Wahl Plakate nur an den von der Stadt Bobingen be-
stimmten Anschlagsflächen (Bauzaunfelder) angebracht werden.

(2) Jede politische Partei oder Wählergruppe bzw. die Antragsteller von Volks- und Bürgerbe-
gehren darf an jedem von der Stadt Bobingen bestimmten Anschlagsflächen maximal ein
Plakat für folgende Wahlen bzw. Abstimmungen anbringen:

Bürgermeisterwahl
Stadtratswahl

Landratswahl

Kreistagswahl
Bezirkstagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Landtagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Bundestagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Europawahl
Volks- und Bürgerbegehren
Volks- und Bürgerentscheid

Die maximale Größe des einzelnen Plakates ist auf DIN A l beschränkt. Der Antrag auf
Zuteilung einer Fläche ist mindestens eine Woche vor der geplanten Anbringung durch
Wahlplakate bei der Stadt Bobingen zu stellen. Die einzelnen Felder bzw. Flächen werden
durch die Stadt Bobingen in der Reihenfolge der Stimmzettelauflistung vergeben und die
Plakate von den Parteien bzw. Wählergruppierungen unmittelbar angebracht. Solange
keine Plakatierungserlaubnis vorliegt, darf nicht mit der Plakatierung begonnen werden.
Bei Antragstellung ist der jeweilige Standort anzugeben.
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(3) Großflächenplakate bzw. mobile Sondergroßflächen dürfen ebenfalls nur an den von der
Stadt Bobingen bestimmten Flächen angebracht werden. Jede politische Partei oder Wäh-
lergruppe bzw. die Antragsteller von Volks- und Bürgerbegehren darf maximal ein Groß-
flächenplakat in der Stadt Bobingen (einschließlich Orts- und Stadtteile) für folgende Wah-
len bzw. Abstimmungen anbringen:

Bürgermeisterwahl
Stadtratswahl

Landratswahl

Kreistagswahl
Bezirkstagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Landtagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Bundestagswahl (Erst- und Zweitstimme)
Europawahl
Volks- und Bürgerbegehren
Volks- und Bürgerentscheid

Für die Bürgermeister- und Stadtratswahl darf jede politische Partei oder Wählergruppe ma-
ximal ein weiteres Plakat in der Stadt Bobingen (einschließlich Orts- und Stadtteile) anbringen.

Der Antrag auf Zuteilung einer Fläche ist spätestens eine Woche vor der geplanten Anbringung
durch Großflächenplakate bzw. mobile Sondergroßflächen bei der Stadt Bobingen zu stellen.
Die einzelnen Flächen werden durch die Stadt Bobingen vergeben und die Plakate von den
Parteien bzw. Wählergruppierungen unmittelbar angebracht. Solange keine Plakatierungser-
laubnis vorliegt, darf nicht mit der Plakatierung begonnen werden. Bei Antragstellung ist der
jeweilige Standort anzugeben.

(4) Nach dem Tag der Wahl oder Veranstaltung müssen die bis zum Tag der Wahl oder Veran-
staltung aufgestellten Plakatständer und Plakate sowie die Großflächenplakate bzw. mo-
bile Sondergroßflächen binnen einer Woche abgebaut werden.

§2
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig
gegen § l dieser Verordnung zuwiderhandelt oder die ihm nach § 3 dieser Verordnung oblie-
genden Pflicht zur Beseitigung der Plakate nicht erfüllt.

§3
Ersatzvornahme

Widerrechtlich angebrachte Werbeträger hat der für die Plakatierung Verantwortliche oder
der Verantwortliche im Sinne der Partei nach schriftlicher Aufforderung innerhalb von zwei
Werktagen zu entfernen. Nach Ablauf der Frist beseitigt die Stadt Bobingen die Werbeträger.
Der Verantwortliche hat die anfallenden Kosten in tatsächlicher Höhe zu erstatten.
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§4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.

Bobingen,
Stadt Bobi

den 11 2

en

25

Klaus Föfster

Erster Bürgermeister
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